
Beispiel dafür, Wie die grundsätzlichen Regelungen der 
VO über die; Aufgaben, Rechte und Pflichten der volks­
eigenen Betriebe,--Kombinate und WB vom 28. März 
1973 entsprechend den Besonderheiten bestimmter Be­
reiche zu konkretisieren sind.
Im Interesse einer straffen, einheitlichen Leitung 
unterstehen die volkseigenen Außenhandelsbetriebe 
(AHB), die juristische Personen sind und nach dem 
Prinzip der wirtschaftlichen Rechnungsführung arbei­
ten, grundsätzlich dem Ministerium für Außenhandel. 
Der Minister für Außenhandel entscheidet über die 
Gründung, Zusammenlegung, Trennung und Aufhebung 
von AHB sowie über deren Waren- und Leistungs­
programm. Die AHB haben das staatliche Außenhan­
delsmonopol bei der Durchführung ihrer Aufgaben, 
insbesondere beim Export und Import, für einzelne 
oder mehrere Industrie- oder Wirtschaftszweige ge­
mäß den staatlichen Aufgaben und Planauflagen zu 
verwirklichen. Dementsprechend haben sie eigenver­
antwortlich ihre Geschäftstätigkeit zu organisieren und 
auf dem Gebiet des ihnen zugeordneten Waren- und 
Leistungsprogramms zu gewährleisten, daß Angebot 
und Nachfrage ausschließlich durch sie oder über sie 
erfolgt.
In Anwendung des Prinzips des demokratischen Zen­
tralismus in der Wirtschaftsleitung bestimmt die Ver­
ordnung die Aufgaben und Befugnisse der AHB auf den 
einzelnen Gebieten und legt die Grundsätze für die 
Leitung und Organisation dieser Betriebe fest.
Mit der vollen Einführung des im Jahre 1966 beschlos­
senen einheitlichen Systems von Rechnungsführung 
und Statistik sowie mit dem Erlaß der Hauptbuch­
halterverordnung vom 20. Januar 1971 (GBl. II S. 137) 
wurden mehrere Rechtsvorschriften über die Buch­
führung und die buchhalterische Berichterstattung der 
volkseigenen Industriebetriebe gegenstandslos. Zur 
Rechtsbereinigung sind deshalb die Bekanntmachung 
über die Aufhebung von Rechtsvorschriften auf dem 
Gebiet von Rechnungsführung und Statistik vom 26. 
Februar 1974 (GBl. I S. 129) und eine entsprechende 
Anordnung des Leiters der Staatlichen Zentralverwal­
tung für Statistik vom gleichen Tage (GBl. I S. 130) 
veröffentlicht worden.
Zur weiteren Erhöhung der Wirksamkeit unserer 
Schutzrechtsarbeit ist die Verordnung über die Arbeit 
mit Schutzrechten — Schutzrechtsverordnung — vom 17. 
Januar 1974 (GBl. I S. 133) erlassen worden. Hier wer­
den die schutzrechtlichen Aufgaben der Betriebe, Kom­
binate, staatlichen und wirtschaftsleitenden Organe 
erstmalig zusammenhängend geregelt und jene Vor­
schriften aufgehoben, die nicht mehr den gegenwärti­
gen Anforderungen entsprachen und veraltete Begriffs­
bestimmungen enthielten.
Mit der Verordnung werden die schutzrechtlichen Auf­
gaben als Bestandteil der Verantwortung der Leiter 
für die Planung und Durchführung der wissenschaft­
lich-technischen Arbeit, der Produktion und des Absatzes 
gestaltet. Zu den Schutzrechten im Sinne der Verord­
nung zählen gemäß § 1 Abs. 3 Urheberscheine, Patente, 
Gebrauchsmuster, geschützte industrielle Muster und 
geschützte Warenkennzeichnungen. Vor allem die Re­
gelungen zur Schutzrechtsarbeit der Wirtschaftsein­
heiten sind darauf gerichtet, die Erarbeitung erfinde­
rischer Ergebnisse und industrieller Muster zu fördern, 
das Recht des sozialistischen Staates an wissenschaft­
lich-technischen Ergebnissen sowie die Rechte der Er­
finder und der Urheber von industriellen Mustern zu 
sichern und günstige Bedingungen für die umfassende 
Nutzung und Verwertung wissenschaftlich-technischer 
Ergebnisse zu schaffen.
Ein weiteres Anliegen der Verordnung besteht darin, 
die Planmäßigkeit der Schutzrechtsarbeit sowie deren

Eihordnühg in die Leitung, Planung und Durchführung 
der wissenschaftlich-technischen Arbeit zu gewährlei­
sten. Dazu wurden konkrete Regelungen zur Aus­
wertung der Schutzrechtsliteratur, zur Information der 
Exportbetriebe über die vorgesehenen Exportländer 
durch die Außenhandelsbetriebe sowie zur konzeptio­
nellen Arbeit beim Erwerb und bei der Aufrecht­
erhaltung von Schutzrechten getroffen.
§ 8 Abs. 3 der Verordnung verpflichtet die Direktoren 
der Kombinate, Festlegungen über die zentralisierte 
Wahrnehmung schutzrechtlicher Aufgaben einzelner 
oder aller Betriebe des Kombinats zu treffen, soweit 
damit eine effektive Gestaltung der schutzrechtlichen 
Arbeit im Kombinat gefördert wird. Damit wird eine 
notwendige Zentralisierung der Schutzrechtsarbeit ge­
sichert, ohne die eigenverantwortliche Schutzrechts­
arbeit von Betrieben großer Kombinate einzu­
schränken.
Um die Effektivität bei der Anmeldung von Schutz­
rechten in anderen Staaten zu erhöhen, führt die Ver­
ordnung die Zentralisierung wesentlicher Entschei­
dungen über Rechtshandlungen in anderen Staaten ein. 
Gemäß § 18 bedürfen Rechtshandlungen in anderen 
Staaten, die zum Erwerb, zur Aufrechterhaltung, Ver­
teidigung und Durchsetzung von Schutzrechten sowie 
bei der Auseinandersetzung mit störenden Schutz­
rechten notwendig sind, einer Genehmigung.
Die Erteilung von Genehmigungen ist mit einer ver­
stärkten Kontrolle der Schutzrechtsarbeit durch die 
den Betrieben übergeordneten Organe und durch das 
Amt für Erfindungs- und Patentwesen der DDR ver­
bunden. Einzelheiten des Genehmigungsverfahrens 
sind in der Ersten Durchführungsbestimmung zur 
Schutzrechtsverordnung — Schutzrechtshandlungen in 
anderen Staaten — vom 11. Februar 1974 (GBL I S. 138) 
geregelt. Eine besondere Rolle spielt die gemäß § 4 der 
1. DB vorgesehene obligatorische Einführung des Er­
findungspasses für alle Bereiche der Volkswirtschaft, 
in dem beabsichtigte Schutzrechtsanmeldungen für Er­
findungen in anderen Staaten zu begründen sind. Der 
Erfindungspaß ist als Entscheidungsinstrument in allen 
Leitungsebenen sowie vom Amt für Erfindungs- und 
Patentwesen der DDR zu nutzen, um die bei der An­
meldung von Erfindungsschutzrechten in anderen Staa­
ten zu berücksichtigenden Einflußfaktoren zu erfassen. 
Ein etwa damit verbundener höherer Aufwand für die 
Entscheidungsvorbereitung erweist sich als gerecht­
fertigt, denn es handelt sich beim Erwerb von Er­
findungsschutzrechten in anderen Staaten in der Regel 
um komplizierte und weittragende Entscheidungen, die 
oft mit dem Einsatz erheblicher Valutamittel ver­
bunden sind.
Eine weitere wichtige Vorschrift auf dem Gebiet der 
Arbeit mit Schutzrechten ist die Verordnung über den 
Rechtsschutz für Muster und Modelle der industriellen 
Formgestaltung — Verordnung über industrielle Mus­
ter — vom 17. Januar 1974 (GBl. I S. 140), mit der das 
aus dem Jahre 1876 stammende Geschmacksmuster­
gesetz abgelöst wird.
Die Verordnung bezweckt die kontinuierliche Erhöhung 
des formgestalterischen Niveaus der Erzeugnisse, die 
umfassende Verwertung neuentwickelter industrieller 
Muster und die schutzrechtliche Sicherung der Ergeb­
nisse der industriellen Formgestaltung. Mit ihr wird 
eine wesentliche Veränderung des Rechtsschutzes für 
Ergebnisse der industriellen Formgestaltung vorgenom­
men, die im Zusammenhang mit der Tätigkeit der Ur­
heber von industriellen Mustern in sozialistischen 
Betrieben, in deren Auftrag oder mit deren Unter­
stützung entstanden sind. Diese Betriebe gelten gemäß 
§ 4 Abs. 2 als Ursprungsbetriebe und sind als solche 
verpflichtet, schutzfähig erscheinende industrielle
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